Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 3653 


Abgeordneter Dr. Pünder 
Spr edier der Deutschen Vertreter 
in der Beratenden Versammlung 
des Europarates 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Gemäß der 'Geschäftsordnung der deut- 
schen Vertreter in der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates erstattet der Unterzeich- 
nete im Benehmen mit dem hierfür eingesetz- 
ten Arbeitsausschuß nachstehend den üblichen 
Bericht über den ersten Teil der Vierten Or- 
dentlichen Sitzungsperiode der Beratenden 
Versammlung vom 26. bis 30. Mai 1952 sowie 
über die Tätigkeit der deutschen Vertreter. 
Diesen Bericht bitte ich wie üblich den Mit- 
gliedern des Deutschen Bundestages zur Kennt- 
nis zu bringen. 

A. Sekretariat 

Wie bei der letzten November-Tagung wa- 
ren wieder 2 zusätzliche fremdsprachliche 
Kräfte beschäftigt, um die während der Sit- 
zungsperiode anf allenden Übersetzungsarbei- 
ten zu erledigen. Das Sekretariat bestand da- 
mit aus 1 Leiter, 1 Verwaltungsbeamten, 
1 Kasseribeamten, 1 Angestellten, 4 Dolmet- 
schern und Übersetzern, 5 Schreibkräften und 
1 Kraftfahrer. Zusätzlich waren für die ein- 
zelnen politischen Gruppen während der Ta- 
gung noch 3 weitere fremdsprachlich geschulte 
Schreibkräfte tätig, die aus Haushaltsmitteln 
bezahlt wurden. 

Außerdem war der wissenschaftliche Assi- 
stent Dr. Eberhard vom Deutschen Bundes- 
tag als voraussichtlicher Nachfolger für den 
mit Beendigung der Tagung in das europä- 
ische Generalsekretariat übertretenden Sekre- 
tariatsleiter Amtsrat Rößler während der Ta- 
gung zwecks Einarbeitung im Sekretariat 
tätig. Wie üblich mußten zur Erledigung von 
Einrichtungsaufgaben, Vorbereitung von Aus- 
schuß-Sitzungen und zur Abwicklung von 
Abrechnungsaufgaben einige Angehörige des 
Sekretariats bis zu 5 Tagen vor und nach der 
Tagung in Straßburg anwesend sein. 


Bonn, den 23. Juli 1952 


Die bei der Durchführung des Ersten 
Teils der Vierten Ordentlichen Sitzungs- 
^ Periode entstandenen Gesamtkosten betrugen: 
DM 47 517,08. 

B. Die Deutschen Vertreter 

Da den Vollsitzungen . einige Ausschuß- 
sitzungen vorausgingen, waren mehrere Ab- 
geordnete schon ab 23. Mai in Straßburg an- 
wesend. Die Mehrzahl der Delegierten traf 
im Laufe des Sonntags, den 25. Mai in Straß- 
burg ein. 

Am Vorabend des Tagungsbeginns fand 
unter der Leitung des Unterzeichneten eine 
gemeinsame Sitzung der Delegierten statt, in 
der der Unterzeichnete als Sprecher und Abg. 
Dr. Lütkens als Stellvertretender Sprecher 
einstimmig wiedergewählt wurden. Anschlie- 
ßend berichtete der Unterzeichnete über die 
am Nachmittag stattgefundene Sitzung des 
Ständigen Ausschusses und den hierbei fest- 
gesetzten Verlauf der Tagung. ORR Dr. 
Thierfelder vom Auswärtigen Amt gab einen 
kurzen Bericht über die am 22./23. Mai statt- 
gefundene Tagung des Ministerkomitees und 
die vorangegangenen Sitzungen der Minister- 
Stellvertreter. 

Ferner wurden die Vorschläge zur Neu- 
besetzung der Ausschüsse vorbereitet und tech- 
nische Fragen über den Ablauf der Sitzungs- 
periode der Beratenden Versammlung be- 
sprochen. 

Von der Abhaltung der sonst üblichen 
Presse-Konferenzen wurde wegen der Kürze 
der Tagung diesmal Abstand genommen. 

C. Verlauf der Tagung 

Der Erste Teil der Vierten Ordentlichen 
Sitzungsperiode wurde am 26. Mai 1952 um 
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10 Uhr von dem Alterspräsidenten, dem ita- 
lienischen Abgeordneten Boggiano Pico, mit 
einer kurzen Ansprache eröltnet. Nach der 
Wahl der Mitglieder des Wahlprüf ungs- Aus- 
schusses und der darauffolgenden Überprü- 
fimg der Mandate fand die Wahl des Präsi- 
denten statt. Da keiner der vorgeschlagenen 
Kandidaten (de Menthon, MRP/Frankreich — 
Boothby, Konservativer/Großbritannien und 
Finn Moe, Sozialist/Norwegen) in zwei Wahl- 
gängen eine absolute Mehrheit erringen 
konnte, wurde der französische Abgeordnete 
de Menthon gemäß dem Statut der Beraten- 
den Versammlung erst im dritten Wahlgang 
mit 57 gegen 30 für Abg. Finn Moe und 
20 für Abg. Boothby abgegebenen Stimmen 
zum Präsidenten der Beratenden Versamm- 
lung gewählt. 

Die in der Nachmittagssitzimg stattfindende 
Wahl der sechs Vizepräsidenten gestaltete sich 
wesentlich einfacher, da alle Kandidaten im 
ersten Wahlgang die absolute Mehrheit erran- 
gen. Es erhielten: 

Lord Layton (England) 114 Stimmen 

Jösefsson (Island) 113 Stimmen 

Jacini (Italien) 113 Stimmen 

Ürgüplü (Türkei) 113 Stimmen 

von Brentano (Deutschland) 110 Stimmen 

van der Goes vän Naters 
(Holland) 109 Stimmen. 

Auf Vorschlag des Ministerkomitees wurde 
der Engländer Anthony Lincoln in geheimer 
Wahl mit 107 Stimmen zum Nachfolger des 
ausgeschiedenen Stellvertretenden General- 
sekretärs Haiford gewählt. 

Entsprechend den Vorschlägen der einzelnen 
Delegationen wurden die Ausschüsse der Be- 
ratenden Versammlung neu besetzt. Folgende 
deutsche Vertreter wurden von der Vollver- 
sammlung in die Ausschüsse gewählt: (Stell- 
vertreter in Klammern) 

Gemischtes Komitee: 

Dr. von Brentano als Vizepräsident 


Ausschuß für Allgemeine Angelegenheiten: 

Dr. Gerstenmaier (Gerns) 

Dr. Freiherr von 

Rechenberg, Vize- (Dr. von Golitschek) 
Präsident 

Dr. Mommer (Birkelbach) 

Ausschuß für Wirtschaftsfragen: 

Dr. Pünder (Dr. Semler) 

Dr. Nölting (Kalbitzer) 

Dr. von Merkatz (Ahrens) 

Ausschuß für Sozialfragen: 

Dr. Gerstenmaier (Frau Dr. Weber 

[Essen]) 

Frau Sdiroeder (Frau Krahnstöver) 

(Berlin) 

Schütz ' (Junglas) 

Ausschuß für Rechts- und Verwaltungsfragen: 

Kiesinger, (Dr. von Merkatz) 

Vizepräsident 

Dr. Schmid (Erler) 

(Tübingen) 

Dr. Decker (Dr. Reismann) 


Ausschuß für Bevölkerung und Flüchtlinge: 

Schütz (Höfler) 

Ollenhauer (Paul [Württemberg]) 

Dr. Becker (Dr. von Golitschek) 

(Hersfeld) 

Ausschuß für Kultur- und Wissenschaftsfragen: 

Frau Dr. Rehling (Dr. Edert) 

Dr. Schmid (Erler) 

(Tübingen) 

Eichler (Altmaier) 


Ausschuß für Geschäftsordnung und 
Privilegien: 


Fürst Fugger 
von Glött 
Eidiler 
Dr. Decker 


(Frau Dr. Weber 

[Essen]) 

(Altmaier) 

(Dr. Reismann) 


Ständiger Ausschuß; 

Dr. Pünder (Als ständiger Vertre- 

ter des dem Präsidium 
angehörenden Abg. 
Dr. von Brentano) 

Dr. Lütkens (Birkelbach) 

Dr.Becker( Hersfeld) (Dr. Pfleiderer) 


Sonderausschuß für Landwirtschaft: 

Gerns 

Sonderausschuß zur Wahrung der Interessen 
der im Europarat nicht vertretenen Nationen: 

Dr. Pfleiderer 
Paul (Württemberg) 
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Nach der Aussprache über den Entwurf der 
Tagesordnung; 

1 . Bericht und Botschaft des Ministerkomitees 
und Tätigkeitsbericht des Ständigen Aus- 
schusses; 

2. Bericht des Ausschusses für Allgemeine An- 
gelegenheiten über die Europäische Vertei- 
digungsgemeinschaft; 

3. Vorlage des Ministerkomitees betr. zweier 
Entwürfe von Abkommen über die soziale 
Sicherheit und Bericht des Ausschusses für 
Sozialfragen zur Stellungnahme; 

4. Bericht des Europäischen Wirtschaftsrates 
(OEEC); 

5. Vorlage des Ministerkomitees betr. der Vor- 
schläge Großbritanniens über die Neuorga- 
nisation des Europarates; 

6. Bericht des Ausschusses für Allgemeine An- 
gelegenheiten über die Integration der 
OEEC in den Europarat; 

7. Bericht des Ausschusses für Allgemeine An- 
gelegenheiten über eine Europäische Poli- 
tisdie Behörde; 

schlug der Ständige Ausschuß vor, die Punkte 
5 bis 7 in einer Generalaussprache zusammen- 
zufassen. Hierzu beantragte der französische 
Abgeordnete Reynaud mit Unterstützung des 
belgischen Abgeordneten Spaak, den Punkt 2 
betr. Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
in diese Generalaussprache einzubeziehen, da 
im Hinblick auf die enge Verknüpfung die- 
ser Themen auf diese Weise Wiederholungen 
und Überschneidungen vermieden würden. Die 
Versammlung beschloß daraufhin, die Punkte 
2 und 5 bis 7 in einer Debatte über die poli- 
tische Situation Europas zusammenzufassen. 

Im weiteren Verlauf dieser Sitzung er- 
stattete der belgische Außenminister van Zee- 
land den Bericht des Ministerkomitees (Siehe 
Anlage I). Nach einer eingehenden Würdi- 
gung der Kohle-Stahl-Gemeinschaft und der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft be- 
faßte sich der Minister mit den Möglichkeiten 
und der Notwendigkeit einer Verstärkung der 
Autorität des Europarates und ging hierbei 
auf die Ziele des Eden-Planes ein. Im Hin- 
blick auf die unbedingt erforderliche Koordi- 
nierung aller Bestrebungen um ein vereintes 
Europa habe das Ministerkomitee den briti- 
schen Vorschlägen bereits zugestimmt und be- 
sdtlossen, die Beratende Versammlung um 
ihre Stellungnahme zu diesem Punkt zu be- 


fragen. Um der Gefahr einer Zersplitterung 
und Verzettelung zu entgehen, müsse unbe- 
dingt eine organische Verbindung zwischen 
dem Europarat und den verschiedenen bereits 
bestehenden oder im Werden begriffenen Son- 
derbehÖrden und Einrichtungen hergestcllt 
werden. 

Organisation für Europäische 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit: 

Bei der Behandlung der Frage einer Inte- 
gration der OEEC in den Europarat, zu der 
Abg. Dr. Semler als Berichterstatter das Wort 
ergriff, stellte die Beratende Versammlung 
besonders mit Rücksicht auf die britischen 
Vorschläge fest, daß die beiden Hauptauf- 
gaben der OEEC, Verwaltung der EZU sowie 
beratende und koordinierende Tätigkeit, weit- 
gehend den Aufgaben des Europarates ent- 
sprechen. Eine weitere Trennung der Organe 
der OEEC und des Ministerkomitees wurde 
daher von der Versammlung als unzweckmä- 
ßig erachtet. Mit der Billigung der Empfeh- 
lung 25 und Entschließung 11 (siehe Anlagen 
II und III) hat die Beratende Versammlung 
um die sofortige Aufnahme diesbezüglicher 
Verhandlungen gebeten. Die von der Beraten- 
den Versammlung auf ihrer Sitzung vom 
28. Mai einstimmig angenommene Antwort 
auf den 3. Bericht der OEEC ist diesem Be- 
richt ebenfalls beigefügt (Siehe Anlage IV). 

Abkommen über die Soziale 
Sicherheit 

Nach einer kurzen Erläuterung des Inhalts 
der beiden Entwürfe über Abkommen auf 
dem Gebiet der Sozialen Sicherheit wurde der 
vom Ausschuß für Sozialfragen vorgelegte Be- 
richt gebilligt und die Stellungnahmie der Be- 
ratenden Versammlung zu diesen Entwürfen 
einstimmig angenommen (siehe Anlage V). 

Die Generaldebatte 

Von den deutsdien Delegierten beteiligten 
sich an der sich über 7 Sitzungen erstrecken- 
den Generaldebatte die Abgeordneten Dr. 
Freiherr von Rechenberg, Erler, Dr. Gersten- 
maier, Dr. von Merkatz, Dr. Tillmanns, Dr. 
Mommer und Dr. Pünder. 

Die allgemeine politische Lage 
in Europa 

In fast allen Reden über dieses Thema war 
eine weitgehende Übereinstimmung derGrund- 
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auffassung festzustellen. Die Sprecher aller 
Nationen und Parteien betonten die Gefähr- 
lichkeit des bolschewistischen Systems und sei- 
ner Kampfesweise für die westliche Kultur, 
sowie die Dringlichkeit eines engeren unci 
wirksamen europäischen Zusammenschlusses. 
Im Mittelpunkt dieses gesamten Fragenkom- 
plexes tauchte immer wieder das deutsche Pro- 
blem, die Frage der deutschen Integration, 
auf. 

In diesem Zusammenhang versuchten ver- 
schiedene deutsche Diskussionsredner die von 
mehreren französischen Rednern geäußerte 
Befürchtung zu zerstreuen, daß Deutschland 
durch den Beitritt zum EVG-Vertrag und zur 
Montanunion die Vorherrschaft in Europa zu 
erlangen versuche, und legten dar, daß die 
überwältigende Mehrheit des deutschen Vol- 
kes, durch die verheerenden Folgen des letz- 
ten Krieges gewitzigt, lediglich eine friedliche 
Eingliederung mit gleichen Rechten und Pflich- 
ten erstrebe. Alle deutschen Vertreter betonten 
in ihren Ausführungen die Sehnsucht der Deut- 
schen nach einer deutschen Einheit und einem 
geeinten und befriedeten Europa; lediglich 
über die Wege zu diesem Ziel gingen die An- 
sichten auseinandner. 

Die Diskussion um die einzelnen Punkte 
der Tagesordnung führte etwa zu folgendem 
Ergebnis: 

Die britischen Vorschläge 
(E d e n - P 1 a n) 

Die Diskussion um den E.den-Plan zog sich 
wie ein roter Faden durch die gesamte De- 
batte um die Gestaltung der zukünftigen 
Europapolitik. Neben einigen anderen eng- 
lischen Delegierten legte vor allem der der- 
zeitige Dnterstaatssekretär im Foreign Of- 
fice, Nutting, in einer vielbeachteten Rede 
noch einmal die Haltung Großbritanniens zum 
Europarat sowie die Gründe für die Unter- 
breitung des Eden-Plans dar. Die britischen 
Vorschläge bezweckten bekanntlich eine Stär- 
kung des Europarates in dem europäischen 
Einigungsbestreben, die „organische Verknüp- 
fung“ der für die Montanunion und EVG 
vorgesehenen Einrichtungen mit den bestehen- 
den Körperschaften des Europarats und 
schließlich die Möglichkeit einer engeren bri- 
tischen Mitarbeit. Nur die besondere Struktur 
der britischen Außenpolitik, die zugleich eine 
enge Verbindung zum britischen Common- 
wealth und zu den Nordatlantikpakt-Staaten 
sowie zum europäischen Festland anstrebe, 
habe es bisher verhindert — und werde auch 


weiterhin dafür bestimmend sein — , daß 
Großbritannien keine direkte Mitgliedschaft 
bei den europäischen Sonder-BehÖrden, son- 
dern die Form einer „Assoziation“ anstrebe. 

Trotz der von mehreren Rednern der nor- 
dischen Staaten geäußerten Bedenken, daß die 
Annahme des Eden-Plans gegen das Statut des 
Europarats verstoße, und trotz der Einwände 
einiger Vertreter der sechs EVG-Unterzeich- 
nerstaaten, die in den britischen Vorschlägen 
zwar einen Schritt vorwärts, aber kein End- 
ziel sahen, stimmte die Versammlung bei 110 
Abstimmenden mit 99 Stimmen bei 11 Ent- 
haltungen dem Eden-Plan zu (siehe An- 
lage III). 

Die Europäische Verteidigungs- 
ge meinschaft/Bildung einer 
politischen Behörde 

Trotz der von einer Reihe von Rednern 
geäußerten Kritik an den Verträgen zur Grün- 
dung einer Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft vertrat die Mehrheit der Beratenden 
Versammlung die Auffassung, daß dieses Ver- 
tragswerk einen Fortschritt in der europä- 
ischen Einiguhgsbestrebung darstellt. Gemäß 
Art. 38 des EVG-Vertrags, der die Bildung 
einer übernationalen politischen Behörde vor- 
sieht, wurde im Verlauf einer sehr lebhaften 
Diskussion die Eorderung erhoben, eine euro- 
päische politische Behörde mit wirklichen Voll- 
machten ins Leben zu rufen, deren Bestand 
allein die Existenz einer brauchbaren Europa- 
Armee sowie die Lösung der deutschen Frage 
sicherstellen könnte. Auf die Gefahren, die 
beim Fehlen einer solchen politischen Behörde 
auftreten könnten, wurde mehrfach mit Nach- 
druck hingewiesen. 

Die Mehrheit der Versammlung vertrat die 
Ansicht, daß eine Vereinigung der sechs Unter- 
zeichnerstaaten der Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft zu eng gefaßt sei und daß 
dieser Gemeinschaft ein weiterer Rahmen ge- 
geben werden müßte. Trotz des Hinweises 
einiger französischer Redner, daß der Vertrag 
zur Errichtung der Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft ohne Beteiligung Englands 
vorerst wenig Aussicht auf Ratifizierung in 
ihrem Parlament habe, fand der von meh- 
reren englischen Labour-Delegierten propa- 
gierte Vorschlag, die Europäische Verteidi- 
gungsgemeinschaft in die NATO einzubauen, 
nicht die Zustimmung der Beratenden Ver- 
sammlung. Auch der Antrag des belgischen 
Delegierten Spaak, die Errichtung einer euro- 
päischen politischen Behörde nicht wie in dem 
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von dem Ausschuß für Allgemeine Angelegen- 
heiten eingereichten Entwurf zwisdien Mon- 
tan-Union imd EVG offen zu lassen, sondern 
mit Rüdcsidit auf die gebotene Eile nur die 
im Rahmen der Montan-Union zu schaffende 
parlamentarisdie Körperschaft mit der Schaf- 
fung einer politischen Behörde zu beauftragen, 
wurde nach einer lebhaften Auseinanderset- 
zung von der Beratenden Versammlung ab- 
gelehnt. Diese schloß sich vielmehr mit 84 
gegen 8 Stimmen bei 17 Enthaltungen der von 
dem Ausschuß für Allgemeine Angelegenhei- 
ten vorgeschlagenen und in der Anlage bei- 
gefügten Entsdiließung Nr. 14 an, wonach 
die Regierungen der Mitgliedstaaten entschei- 
den sollen, ob die europäische politische Be- 
hörde im Rahmen der Montan-Union oder 
der Verteidigungsgemeinschaft zu bilden ist 
(siehe Anlagen VI, VII u. VIII). 


Damit hat die Beratende Versammlung den 
Antrag gestellt, auf dem Weg über die noch 
zu errichtende Schumanplan- Versammlung 
oder über die Beratende Versammlung des 
Europarates selbst das Statut einer politischen 
europäischen Gemeinschaft auszuarbeiten, das, 
obwohl dies zunächst nur für die 6 Signatar- 
staaten des Schumanplans und der EVG ge- 
dacht ist, allen Mitgliedstaaten des Europa- 
rates zur Teilnahme offenstehen soll. 

Die Bildung der für diese Vorarbeiten vor- 
gesehenen Kommission ad hoc wurde auf 
SPD-Antrag nicht dem Generalsekretariat, 
sondern dem Ständigen Ausschuß der Bera- 
tenden Versammlung übertragen. 

Dr. Piinder 


Anlagen I bis VIII als Sonder- 
druck verteilt. 
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Anlage I 


Botschaft 

des Ministerkomitees an die Beratende Versammlung 


1. Trotz der nodi unsicheren internatio- 
nalen Lage wird bei den Völkern des freien 
Europa immer mehr das Gefühl gestärkt, daß 
der Zustand der Unsicherheit, welcher wäh- 
.rend der letzten Jahre ihr Leben überschattet 
hat, dank ihres wachsenden Zusammenhalts 
und dank ihrer zunehmenden Stärke allmäh- 
lich im Verschwinden begriffen ist. Im Be- 
wußtsein ihrer gerechten Sache haben sie den 
einzigen und brennenden Wunsch, daß auf der 
ganzen Welt ein wahrhafter, auf Gerechtigkeit 
und Freiheit gegründeter Friede herrschen 
möge. Während der vergangenen Monate seit 
unserer letzten Botschaft an die Versammlung 
ist in dieser Hinsicht eine Besserung eingetre- 
ten, welche zur Festigung des Vertrauens bei- 
tragen muß. Im Fernen Osten ist der kom- 
munistischen Aggression Einhalt geboten wor- 
den; Japan hat seine Souveränität wieder- 
gewonnen; in Indochina und in Malaya, wo 
das Blutvergießen unglücklicherweise noch an- 
dauert, verstärkt sidi der Widerstand der 
freien Welt. 

2. Vor allem aber in Europa zeichnen sich 
jetzt Erfolge ab, die noch vor wenigen Jahren 
unmöglich erschienen. Der zwischen mehreren 
europäischen Staaten abgeschlossene Vertrag 
zur Schaffung einer Kohle- und Stahlgemein- 
schaft wird in Kürze in Kraft traten, und 
seine Durchführung wird für die Signatar- 
staaten eine Ära völlig neuartiger Beziehun- 
gen feinleiten, welche eien jahrhundertelangen 
Rivalitäten ein Ende bereiten wird. Wir kön- 
nen uns dem Eindruck der in diesen Tagen 
abgeschlossenen Abkommen nicht entziehen. 
Der Wortlaut des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
ist paraphiert worden. Wenn man sich ins Ge- 
dächtnis zurückruft, mit welchem Gefühl des 
Mißtrauens diese Gemeinschaft aufgenommen 
wurde, und wenn man sich die Größe der 
Schwierigkeiten noch einmal vor Augen hält, 
die bei ihrer Schaffung überwunden werden 
mußten, so kann man nur feststellen, daß ein 
neuer Geist, den man zu Recht als europäisch 


bezeichnen kann, unseren alten Kontinent 
durchzieht und zu seiner Verjüngung und Er- 
neuerung beiträgt. 

Gleichzeitig stellt die Integration der Bun- 
desrepublik Deutschland in die westliche Ge- 
meinschaft auf der Basis der Gleichberech- 
tigung einen weiteren wichtigen Fortschritt in 
den Beziehungen der europäischen Länder 
untereinander dar. Diese Entwicklung ist be- 
reits soweit fortgeschritten, daß die Schaffung 
einer überstaatlichen Politischen Behörde ins 
Auge gefaßt werden kann, welche die Krö- 
nung der von diesen Ländern unternommenen 
Anstrengungen darstellen wird. 

3. Alle diese Abkommen sind gegen nieman- 
den gerichtet, sollen kein Land bedrohen und 
lassen, trotz der festen Entschlossenheit ihrer 
Urheber, in Einigkeit zur Selbstverteidigung 
und zur Steigerung des Wohlstandes und 
Glückes ihrer Völker zusammenzustehen, die 
Tür für aufrichtig gemeinte Verhandlungen 
zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb unseres Kontinents offen. 

4. Bei der Verwirklichung dieser Ziele war 
die Förderung und Unterstützung seitens der 
großen Länder, die nicht unmittelbar davon 
betroffen waren, von unschätzbarem Wert. 
Jedermann ist sich der Rolle bewußt, welche 
die Vereinigten Staaten in der jüngsten Ver- 
gangenheit gespielt haben und vielleicht im 
Hinblick auf die Schwere der Lage für das 
weitere Schicksal unseres Kontinents noch 
spielen werden. In dieser Stunde der Unge- 
wißheit bekunden die Vereinigten Staaten 
durch die Anwesenheit ihrer Streitkräfte auf 
europäischem Boden ihr wahres Interesse an 
Europa. 

Großbritannien konnte zwar an den euro- 
päischen Gemeinschaften nicht teilnehmen, hat 
jedoch mit seinen kürzlich gemachten Vor- 
schlägen seine Bereitschaft bekundet, sich ent- 
weder im Falle der Hohen Behörde der Kohle- 
und Stahlgemeinschaft oder des Vertrags über 



die Verteidigungsgemeinschaft mit dieser Ge- 
meinschaft zu assoziieren. 

5. Aus dem Wunsche heraus, die Folgen zu 
vermeiden, die sidi für den Rat aus der Bil- 
dung von Gemeinschaften mit beschränkter 
Mitgliederzahl, zu denen er keine Bindungen 
hat, ergeben könnten, hat die Regierung 
Großbritanniens Vorschläge unterbreitet, die 
darauf abzielen, den Rat zu einer zentralen 
Organisation zu machen, um die alle euro- 
päischen Institutionen gruppiert werden und 
dessen parlamentarische und ministerielle Or- 
gane den Gemeinschaften zur Verfügung 
stehen sollen. Dies stellt ein besonders heikles 
Unternehmen dar, das nach allen Gesichts- 
punkten hin erwogen werden muß. Im Hin- 
blick auf die politischen und psychologischen 
Perspektiven, die sich eröffnen, sollten uns 
die damit verbundenen technischen Schwierig- 
keiten, welche sich bereits aus den Anfangs- 
untersuchungen ergeben haben, nicht entmu- 
tigen. Wir glaubten daher die den britischen 
Vorschlägen zugrunde liegenden Prinzipien 
billigen zu können. Wir sind der Ansicht, daß 
Ihre Versammlung zur Erörterung dieses Pro- 
blems in seiner Gesamtheit ganz besonders ge- 
eignet ist und daß ihr hier eine fruchtbare 
Aufgabe erwächst, deren Durchführung die 
Befürchtung zerstreuen würde, daß sich der 
Rat zu einer unwirksamen Institution ent- 
wickeln könnte. 

6. Trotz alledem hat der Rat im abgelau- 
fenen Jahr nutzbringende Arbeit geleistet. 
Das Zusatzprotokoll zur Konvention über den 
Schutz der Menschenrechte ist unterzeichnet 
worden. Wir haben zwei Entwürfe von Zwi- 
schenabkommen über die Soziale Sicherheit, 
welche Ihnen zur Stellungnahme zugeleitet 


werden, gebilligt. Die Untersuchungen im Zu- 
sammenhang mit der Schaffung eines europä- 
ischen Patentamtes machen gute Fortschritte. 
Die Sachverständigen bearbeiten die Vor- 
schläge, die Sie uns auf zahlreichen Gebieten 
vorgelegt haben. Außerdem wurden die Bin- 
dungen zwischen den Organen des Brüsseler 
Vertrages und der OEEC einerseits und dem 
Europarat andererseits gefestigt; bald werden 
die ersteren, dem Beispiel der OEEC folgend, 
Ihrer Versammlung periodische Berichte zu- 
senden, welche Ihren Besprechungen eine neue 
Grundlage geben werden. 

7. Wir hoffen daher, daß wir angesichts 
der geleisteten Arbeit und der noch zu über- 
windenden Hindernisse, auf Ihre nachhaltige 
Unterstützung, nicht nur durch ihre Förderung 
unserer Arbeit, sondern vor allem durch Ihre 
Unterbreitung konkreter Vorschläge rechnen 
dürfen. Es steht unumstößlich fest, daß der 
Europagedanke in den Herzen unserer Völ- 
ker Wurzel geschlagen hat und Wirklichkeit 
geworden ist. Unzählige unserer Mitbürger, 
insbesondere in den Reihen der Jugend, haben 
unter gleichzeitiger Bewahrung ihrer Vater- 
landsliebe erkannt, daß in einer neuen Zeit 
auch neue Ideen unaufhaltsam sich Bahn bre- 
chen müssen, weldie noch vor wenigen Jahren 
die Gemüter in Aufruhr versetzt hätten. 
Wenn vielleicht die entscheidende Etappe noch 
nicht erreicht ist, so ist damit doch zumindest 
die schwierigste Wegstrecke bereits gemeistert: 
der Grundstein Ist gelegt und die Öffentlich- 
keit steht unserer Arbeit aufgeschlossen gegen- 
über. 

Unser Europa, das früher oft beispielgebend 
für die Welt war, muß auch jetzt wieder zu 
seinem eigenen Nutzen und zum Wohle der 
ganzen Menschheit ein Vorbild werden. 
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Anlage II 


Empfehlung 25^) 

über die Integration der Organisation für die wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas (OEEC) 

und des Europarats 


Die Versammlung, 

In der Erv/ägung, daß die günstige Auf- 
nahme, welche das Ministerkomitee den bri- 
tischen Vorschlägen entgegengebracht hat, mit 
dem Wunsche der Versammlung überein- 
stiinmt, nach welchem der Europarat das 
koordinierende Organ aller europäischen Or- 
ganisationen werden soll; 

Unter Berücksichtigung der Schwierigkeit, 
die sich aus der Tatsache ergibt, daß einige 
Mitgliedstaaten der Organisation für die 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas nicht 
Mitglieder des Europarates sind; 

In der Überzeugung, daß diese Schwierig- 
keit dann überwunden werden könnte, wenn 
im Ministerkomitee bei der Untersuchung von 

’) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
w ährend ihrer neunicn Sitz.ung am 30. Mai 1952 an- 
genommen (vergl. Dok. 8, Bericht der Kommission 
Kir Allgen’ieinc Angelegenheiten). 


Wirtschaftsfragen Vertreter aller Mitglied- 
Staaten der Organisation für die Wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit Europas mit vertreten 
sein würden, und wenn, im Falle, daß Wirt- 
schaftsfragen erörtert würden, Vertreter der 
Mitgliedstaaten der Organisation für die 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas, 
welche dem Europarat nicht angchören, in der 
Beratenden Versammlung als Beobachter tcil- 
nchmen würden; 

Empfiehlt dem Ministerkomitee, die Mit- 
gliedstaaten des Europarates mögen als Un- 
terzcichnerstaaten der Konvention über die 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas mit 
den anderen Unterzeichnerstaaten Verhand- 
lungen anbahnen mit dem Ziel der Verein- 
barung von Maßnahmen zur Integration der- 
jenigen Organisationen ln den Europarat, 
welche auf Grund der Konvention über die 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas ge- 
schaffen wurden. 


Anlage III 


Entschließung 11‘) 

über das Ersuchen des Ministerkomitees um Stellungnahme dazu, 
wie die Vorschläge Großbritanniens am besten durchzuführen sind 


Die Versammlung, 

Aufgefordert von dem Ministerkomitec, 
Stellung dazu zu nehmen, wie die Vorschläge 
Großbritanniens über die Rolle des Europa- 
lats am besten durchzuführen sind; 

Ihrer Zufriedenheit darüber Ausdruck ge- 
bend, daß das Ministerkomitee nunmehr die 

") Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
w'ährend ihrer neunten Sitzung am 30. Mai 1952 an- 
genommen (siehe Dok. 21, Bericht der Kommission 
lür .A^llgcmeine Angelegenheiten). 


Prüfung dieser wichtigen Frage in Zusammen- 
arbeit mit der Versammlung vornimmt und 
es ihr dadurch ermöglicht, die ihr durch das 
Statut übertragenen beratenden Funktionen 
zu erfüllen; 

Bezugnehmend auf ihre früheren Empfeh- 
lungen'-) über die zwischen den Sonde rbehÖr- 
den und dem Europarat herzustellenden Ver- 
bindungen; 

Empfehlungen 1 und 4 (1950), Kap. VII des Ent- 
wurfs eines neuen Statuts, Empfehlung 23 (1951). 
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In Kenntnis der von dem Ministcrkomitcc 
in seiner aditen Tagung angenommenen Be- 
schlüsse statutenmäßiger Art über die Sonder- 
behörden; 

Nimmt die folgende Entschließung an: 

1. Die Versammlung billigt das den briti- 
schen Vorschlägen zugrunde liegende Prinzip, 
eine organische Verbindung zwisdien den Ge- 
meinschaften und dem Europarat herzustellen. 

Die Versammlung ist der Ansicht, daß die 
Durchführung der britischen Vorschläge die 
Gefahr einer Spaltung Europas verringert. Sie 
unterstreicht clen hohen symbolischen Wert 
und die praktische Bedeutung eines derartigen 
Beschlusses. 

2. Die Versammlung schlägt vor, die bri- 
tischen Vorschläge nach folgenden Grund- 
sätzen durchzuführen: 

(i) Die ergriffenen Maßnahmen sollen In 
keiner Weise das reibungslose Arbeiten oder 
die Entwicklung der Gemeinschaften, noch 
die spätere Schaffung weiterer Gemeinschaf- 
ten, insbesondere einer Politischen Gemein- 
schaft, behindern. 

(li) Die Mitgliedstaaten sollen sich ver- 
pflichten, die Gemeinschaften, an denen sie 
teilnehmen, mit dem Europarat unter dem 
Vorbehalt zu assoziieren, daß die Modali- 
täten der he rzust eilenden Verbindungen in 
jedem einzelnen Fall Gegenstand von Son- 
derabmachungen bilden. 

(iil) Die Herstellung einer organischen 
Verbindung zwischen einer Gemeinschaft 
und dem Europarat sollte es gestatten, nicht 
an der Gemeinschaft teilnehmende Mitglied- 
staaten mit bestimmten Maßnahmen, welche 
die Gemeinschaft durchzuführen beabsich- 
tigt, zu assoziieren. 

(iv) Eine derartige Verbindung mit dem 
Europarat würde nicht die Möglichkeit aus- 
schließen, daß bestimmte Mitgliedstaaten, 
die unmittelbar an der Tätigkeit einer .Ge- 
meinschaft interessiert sind, mit dieser Ge- 
meinschaft Sonderabmachungen zum Zwecke 
einer engeren Verbindung abschließen. 

(v) Die Formen der Assoziierung inner- 
halb des Europarates sollen derart beschaf- 
fen sein, daß den Mitgliedstaaten, welche 
mit bestimmten Gemeinschaften — z. B. der 
Europäischen Verteidlgungsgcmelnschaft — 
keine Verbindung auf nehmen möchten, die 


Möglichkeit offen bleibt, im Rahmen des 
Rates an der Verwirklichung der In Artikel 
1 des Statuts niedergelegten Ziele weiter 
mitzuarbeiten, ohne in irgendeiner Weise 
an die zwischen dem Rat und diesen Ge- 
meinschaften geschlossenen Abkommen ge- 
bunden zu sein. 

(vl) Es wäre ratsam, geeignete Schritte 
zu Vereinheitlichung des Personalstatuts der 
Gemeinschaften und der anderen europä- 
ischen Organisationen zu ergreifen, damit 
eine übermäßige Abkapselung der Verwal- 
tung der Gemeinschaften und der anderen 
europäischen Organisationen vermieden 
wird. Es sollten Maßnahmen zur Aufstel- 
lung eines einheitlichen Statuts einer wahr- 
haft „Europäischen Personalordnung“ er- 
griffen werden. 

3. Damit der Europarat die neuen Aufgaben 
erfüllen kann, die ihm bei der Durchführung 
der britischen Vorschläge zufallen, wäre es 
außerordentlich erwünscht, zwischen dem 
Europarat und der OEEC ein entsprechendes 
Maß an Integration durchzuführen. Die Ver- 
sammlung ersucht dringend darum, gleichzei- 
tig mit der Prüfung der britischen Vorschläge 
Verhandlungen In dieser Richtung aufzuneh- 
men. 

4. Die Konzentrierung der Institutionen der 
Europäischen Gemeinschaft und des Europa- 
rates an einem einzigen Ort erscheint als eine 
Maßnahme, die sowohl im Interesse der Ge- 
meinschaften als auch Gesamteuropas erwogen 
werden muß. 

Die Versammlung ersucht die an der Kohle- 
und Stahlgemeinschaft und an der Verteidi- 
gungsgemeinschaft teilnehmenden Staaten, bei 
cler Entscheidung über den Sitz der Institutio- 
nen dieser Gemeinschaften das höhere Inter- 
esse Europas Im Auge zu behalten. 

5. Die Versammlung ersucht die Kommis- 
sion für Allgemeine Angelegenheiten unter 
Berücksichtigung der Prinzipien dieser Emp- 
fehlung und in Zusammenarbeit mit allen an- 
deren zuständigen europäischen Organen, eine 
genaue Prüfung des von den Minister- 
Stellvertretern auf gestellten „Fragebogens“ 
durchzuführen, um im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten der Versammlung die Abgeord- 
neten von Ihren Schlußfolgerungen in Kennt- 
nis zu setzen und mit ihnen die Form der Zu- 
sammenarbeit herzustellen, die für angebracht 
gehalten wird. 
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Anlage IV 


Antwort der Beratenden Versammlung 

auf den dritten Bericht der Organisation für die wirtschaftlidie Zusammenarbeit Europas 

(OEEC) 


1. Die Beratende Versammlung des Europa- 
rates möchte zunächst ihre Überzeugung zum 
Ausdrude bringen, daß die Währungsfragen 
das Kernproblem der gegenwärtigen Wirt- 
schaftslage bilden. Während der europäische 
Wiederaufbau zunächst von der Steigerung 
der Produktion abhing und nach Ausbruch 
des Krieges in Korea befürchtet werden 
mußte, daß bestimmte Industrien infolge von 
Rohstoff Verknappungen zum Erliegen kom- 
mmen würden, ist das Hauptproblem gegen- 
wärtig finanzieller Natur. Es sind die Sdiwle- 
rlgkeiten im Zusammenhang mit der Zah- 
lungsbilanz, welche einige der auf dem Ge- 
biete der Liberalisierung des Handels erzielte 
Ergebnisse wieder in Frage gestellt haben, und 
die gleichen Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
stehen jetzt der Organisation eines einzigen 
Marktes, dessen Schaffung das langfristige 
Ziel der europäischen Wirtschaftspolitik dar- 
stellt, hemmend im Wege. 

2. Die Beratende Versammlung möchte da- 
her auf einige Leitgrundsätze aufmerksam 
machen: 

(a) Aus den Erfahrungen der letzten Jahre 
ergibt sich eindeutig, daß die innere finan- 
zielle Stabilität in den einzelnen Mitglied- 
staaten eine unerläßliche Voraussetzung für 
den Aufbau des internationalen Handelsver- 
kehrs darstellt. Es liegt Im Interesse aller Mit- 
gliedstaaten, daß jeder einzelne von ihnen 
seine innere finanzielle Stabilität aufrechter- 
hält. Aus diesem Grunde sollte das Direkto- 
rium der EZU, wenn sich die innere Finanz- 
lage eines Mitgliedstaates zu verschlechtern 
droht, das Recht haben, sofort die Schwierig- 
keiten dieses Landes zu untersuchen und Ihm 
die zur Lösung seiner Finanzprobleme erfor- 
derlichen Maßnahmen zu empfehlen, bevor 
die anderen Mitgliedstaaten hiervon in Mit- 
leidensdiaft gezogen werden. 

Diese Antwort wurde von der Versammlung 
während ihrer Sitzung am 28. Mai 1952 angenommen. 
(Siehe Dok. 17, Bericht der Kommission für Wirt- 
schaftsfragen.) . 


b) Die EZU hat bei der Intensivierung des 
Handelsverkehrs zwischen Ihren Mitglied- 
staaten eine hervorragende Rolle gespielt, und 
die Bedeutung dieser Einrichtung rechtfertigt 
die Opfer, welche die Mitgliecistaaten zur 
Stützung ihrer Reserven auf sich nehmen 
müssen. 

Der besonderen Lage, In welcher sich so- 
wohl die ständigen Gläübigerländer als auch 
die ständigen Schuldnerländer befinden, muß 
auch besondere Rechnung getragen werden. 

Auf lange Sicht gesehen Ist es erforderlich, 
daß die EZU nicht nur tlle von ihr ausge- 
übten Funktionen beibehält, sondern daß ihre 
Vollmachten noch erweitert werden. Als Or- 
gan zur Koordinierung der Währungspolitik 
Ihrer Mitgliedstaaten muß die EZU nach und 
nach zu einer wahrhaft europäischen Wäh- 
rungsbehörde werden. 

c) Auf lange Sicht sind Maßnahmen zur 
Erleichterung der Bewegung kurzfristigen Ka- 
pitals nur dann mögliA, wenn sie Hand in 
Hand mit Maßnahmen zur Erleichterung der 
Bewegungen mittel- und langfristigen Kapi- 
tals erfolgen. Die Lage der ständigen EZU- 
Gläublger beispielsweise kann sich solange 
nicht bessern, bis diese Länder das zu Ihrer 
Entwicklung erforderliche Kapital erhalten. 
Da die verschiedenen Sonderbehörden nun- 
mehr nacheinander Gestalt annehmen, ist es 
überdies wichtig, daß die Kapitalzuweisungen 
an die verschiedenen Sektoren der europä- 
ischen Wirtschaft nach Maßgabe Ihres Ge- 
samtbedarfs vorgenömmen werden. Die Be- 
ratende Versammlung möchte hieAei die wich- 
tige Aufgabe unterstreichen, welche eine Euro- 
päische Investitionsbank bei der Erreichung 
eines solchen Zieles zu erfüllen hätte. 

d) Was das allgemeinere Problem der De- 
visenpolitik anlangt, so sollten die Währungs- 
systeme wieder flexibler gestaltet werden: die 
Wiedereinführung des Devisenterminhandels 
und die Notierung von Devisen an den Börsen 
der einzelnen Länder beispielsweise könnte 
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dazu beitragen, eine Rückkehr zur freien 
Konvertierbarkeit der Währungen, die zahl- 
reiche Mitgliedstaaten anstreben, zu erleich- 
tern. Dieses Ziel kann auf die Dauer jedoch 
nur durch Koordinierung der Währungspolitik 
aller Mitgliedstaaten der EZU erreicht wer- 
den. 

3. Eine solche Politik setzt eine Zusammen- 
arbeit auch mit den Ländern des Dollarraums 
voraus. Die Beratende Versammlung begrüßt 
daher mit Genugtuung die engere Assoziierung 
der Vereinigten Staaten und Kanadas mit der 
Arbeit der OEEC. Sie beobachtet jedoch mit 
Besorgnis das Fortbestehen des europäischen 
Dollardefizits und die immer größer werden- 
den Hindernisse, die den europäischen Aus- 
fuhren nach den Vereinigten Staaten im Wege 
stehen. Eine wachsende Zahl amerikanischer 
Industrie- und Agrarproduzenten fordert so- 
gar eine Erhöhung ihrer Schutzzölle auf 
Grund der Ausweichklausel des GATT-Ab- 
kommens. Eine solche Entwicklung würde die 
europäischen Interessen auf das Schwerste 
schädigen und das Gleichgewicht im Welthan- 
del ernstlich gefährden, Europa kann die Wa- 
ren, welche es aus dem Dollarraum einführen 
muß, nur dann bezahlen, wenn der Dollar- 
raum im Austausch hierfür europäische Er- 
zeugnisse aufnimmt. 

4. Unter den gegenwärtigen Umständen 
muß Europa daher auf eigenem Boden die 


Produktion von Gütern, welche es bislang aus 
dem Dollarraum beziehen konnte, auf ein 
Höchstmaß steigern. Diese Anstrengungen 
müssen insbesondere auf zwei Schlüsselsekto- 
ren erfolgen: einmal auf dem Kohlensektor, 
wo Deutschland und England einen außer- 
ordentlich großen Beitrag leisten können, und 
zum anderen auf dem Sektor der Agrar- 
erzeugung, wo zu der erforderlichen Produk- 
tionssteigerung große Anstrengungen aller 
Mitgliedstaaten notwendig sein werden. 

5. Auch die Überseeländer, die verfassungs- 
mäßig mit europäischen Staaten liiert sind 
und über diese Staaten an der EZU teilneh- 
men, sollten die Möglichkeit prüfen, eine 
solche Politik zu verfolgen mit dem Ziel, die 
Produktion Dollar-sparender oder Dollar- 
bringender Güter systematisch zu steigern. 

6. Schließlich müßte die bis jetzt gegenüber 
den osteuropäischen Ländern verfolgte Han- 
delspolitik in ihrer Gesamtheit überprüft wer- 
den. Die unter militärischen Gesichtspunkten 
auf erlegten Beschränkungen sollten ausschließ- 
lich auf diejenigen Güter beschränkt werden, 
welche eine wirklich strategische Bedeutung 
besitzen. Zur Förderung des Handels mit den 
osteuropäischen Staaten, aus dem alle Betei- 
ligten Nutzen ziehen, sollten keine Anstren- 
gungen gescheut werden. 


Anlage V 


Erster von der Versammlung während 
des Ersten Teils der Vierten Sitzung 
angenommener Wortlaut. 


Stellungnahme 1 

zu zwei Entwürfen europäischer Zwisdienabkommen über die Soziale Sicherheit 


Die Versammlung, 

Vom Ministerkomitee um eine Stellung- 
nahme zu den beiden Entwürfen Europäischer 
Zwischenabkommen über die Soziale Sicher- 
heit ersucht 

Der Wortlaut dieser Stellungnahme wurde von 
der Versammlung während ihrer fünften Sitzung am 
28. Mai 1952 angenommen, (S. Dok. 13, Bericht der 
Kommission für Sozialfragen.) 


1. Ist der Ansicht, daß die Abkommens- 
entwürfe als interimistische Maßnahmen voll- 
auf zufriedenstellend sind; 

2. Empfiehlt dem Ministerkomitee, diese 
Abkommensentwürfe baldmöglichst zu unter- 
zeichnen und ihre Ratifizierung unverzüglich 
zu veranlassen; 

3. Hält es für erforderlich, schnellstmöglich 
die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 
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um die Entwürfe der Zwischenabkommen 
durch eine allgemeine multilaterale Konven- 
tion über die Soziale Sicherheit zwischen den 
Mitgliedstaaten des Europarates zu ersetzen; 

4. Ist der Meinung, daß im Lichte der Gen- 
fer Konvention von 1951 über die Stellung 
der Flüchtlinge Mittel und Wege gefunden 
werden müssen, um die Vorteile dieser Ab- 
kommen auch Flüchtlingen zugute kommen 
zu lassen, und daß möglicherweise ein ent- 


sprechendes Protokoll vorbereitet werden 
muß; 

5. Vertraut darauf, daß alle Regierungen, 
welche gegenüber diesen Abkommen Vorbe- 
halte geltend gemacht haben, die erforder- 
lichen Schritte zur Abänderung ihrer Gesetze 
unternehmen, damit diese Vorbehalte inner- 
halb von zwei Jahren nach Inkraftsetzung der 
genannten Abkommen zurückgezogen werden 
können. 


Anlage VI 


Entschließung 12^^ 

über die Europäisdie Verteidigungsgemeinschaft 


Die Versammlung, 

Unter Bezugnahme auf ihre Empfehlungen 
vom 11. August 1950 über die Europa-Armee 
(2. Tagung 1950: Dok. 52, Empfehlung 5); 

In Kenntnis der durch die Unterzeichnung 
des Vertrages über die Gründung der Europä- 
ischen Verteidigungsgemeinschaft erzielten Er- 
gebnisse und nach Kenntnisnahme der in Lis- 
sabon von dem Nordatlantikrat ausgespro- 
chenen Billigung der Grundsätze, auf denen 
die Europäische Verteidigungsgemeinschaft be- 
gründet ist; 

In der Erwägung, daß die tatsächliche Ver- 
wirklichung der Europäischen Verteidigungs- 
gemeinschaft einen wesentlichen Schritt auf 
dem Wege zum Aufbau eines vereinten Euro- 
pas darstellen, die Sicherheit Europas besser 
verstärken und die Organisation des Nord- 
atlantikpakts festigen, sowüe die Aussichten 
auf die Erhaltung des Friedens erhöhen wird; 

Zur Bestätigung, daß der Abschluß des Ver- 
trages über die Gründung der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft auf keinen Fall die 
Aufnahme von Besprechungen mit der 
U.d.S.S.R. im geeigneten Zeitpunkt verhin- 
dert; 

Diese Entsdiiicßung wurde von der Versammlung 
während ihrer neunten Sitzung am 30. Mai 1952 an- 
genommen (vcrgl. Dok. 6 und 27, Berichte der Kom- 
mission für Allgemeine Angelegenheiten). 


1. Erneuert ihre Zustimmung zu dem Ge- 
danken der Schaffung einer Europäischen Ver- 
teidigungsgemeinschaft, durch welche die Inte- 
gration der Streitkräfte der größtmöglichen 
Zahl der Mitgliedstaaten des Europarats in 
eine Europäische Armee sichergestellt wird. 

2. Ersucht die an der Konferenz über die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft teil- 
nehmenden sowie die übrigen beteiligten Re- 
gierungen, alles zu tun, um auch nach der Un- 
terzeichnung des Vertrags über die Europä- 
ische Verteidigungsgemeinschaft die nodi 
durch den jetzigen Vertrag bedingten Schwle- 
rigkelten unverzüglich zu beseitigen. Es ist 
insbesondere notw'^endig, daß den Institutio- 
nen der Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft und den unter ihrem Befehl stehenden 
Streitkräften ein wahrhaft europäischer Cha- 
rakter garantiert wird, und daß die durch 
den Vertrag geschaffenen Verbindungen nicht 
in Frage gestellt werden. 

3. Ist der Auffassung, daß diese Garantien 
insbesondere geschaffen werden könnten: 

a) durch Bestimmungen, welche eine rasche 
Unterstellung der Europäischen Verteidigungs- 
gemeinschaft unter eine Politische Behörde mit 
echten, aber genau umgrenzten Vollmachten 
sichern, 

b) wenn nicht durch eine tatsächliche Teil- 
nahme, so doch wenigstens durch eine mög- 
lichst enge Assoziierung Großbritanniens so- 
wie derjenigen anderen Mitglieder desEuropa- 
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rates mit der Europäischen Verteidigungs- 
gemeinschaft, die eine derartige Assoziierung 
wünschen, 

c) durch den Ausbau der Europäischen Ver- 
teidigungsgemeinschaft im Rahmen des 
Europarats, 

d) durch eine Garantie der Vereinigten 
Staaten gegen jede Möglichkeit eines Bruches 
oder einer Verletzung des Vertrages durch 
einen Mitgliedstaat. 

4. Lenkt die Aufmerksamkeit der beteilig- 
ten Regierungen auf die Mittel zur Durch- 
führung der in den §§ 3 (a), 3 (b) und 3 (c) 


oben enthaltenen Vorschläge, die in den Ent- 
schließungen 12 und 13 über die zwischen der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft und 
anderen Mitgliedstaaten des Europarats zu 
schaffenden Verbindungen, sowie auf die Me- 
thoden, welche für die Ausarbeitung des Sta- 
tus der Europäischen Politischen Gemeinschaft 
am geeignetsten sind. 

5. Beschließt, dem Ministerkomitee die Be- 
gründung zu dem Bericht der Kommission für 
Allgemeine Angelegenheiten über die Euro- 
päische Verteldigungsgemeinschaft (4. Ta- 
gung, 1952 Dok. 6) zur Kenntnis zu bringen. 


Anlage VII 


Entschließung- 13'^ 

über die Verbindung zwischen der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft und anderen 

Mitgliedstaatcn des Europarates 


Die Versammlung, 

in Kenntnis des zwischen Großbritannien 
und der Europäischen Verteidigungsgemein- 
sdiaft abgeschlossenen Vertrags über gegen- 
seitige Hilfeleistung; 

In Kenntnis der britischen Vorschläge, die 
darauf abzielcn, im Rahmen des Europarates 
die Modalitäten für die Assoziierung der 
spezialisierten Behörden, einschließlich der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft, so- 
wie der nicht an diesen Behörden beteiligten 
Mitgliedern des Europarates zu suchen; 

ln Kenntnis der gegenwärtig zwischen 
den Delegationen Großbritanniens und den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft geführten Besprechungen; 

1. Hält es für äußerst erwünscht, den Ver- 
trag über gegenseitige Hilfeleistung (auf den 
im ersten Absatz Bezug genommen wird) 
durch Abkommen zu ergänzen, ln denen 
Form und Art der zwischen der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft und Großbritan- 
nien herzustellenden Verbindungen festgelegt 
werden. 

Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
während ihrer neunten Sitzung am 30. Mai 1952 an- 
genommen (siehe Dok. 6 und 27, Berichte der Kom- 
mission für Allgemeine Angelegenheiten), 


2. Schlägt vor, in diese Abkommen (welche 
auch auf andere Länder außer Großbritan- 
nien ausgedehnt werden könnten), die fol- 
genden Bestimmungen aufzunehmen: 

(a) Militärische Bestimmungen; 

Die Signatarstaaten derartiger Abkommen 
erklären sich bereit, einen Teil ihrer Streit- 
kräfte mit denen der Europäischen Vertei- 
digungsgcmcmschaft zu assoziieren. 

(b) Institutioneile Bestimmungen; 

(i) Alle Signatarstaaten sind im Rat der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
als Beobachter vertreten. Sie haben ferner 
das Recht, an der Ausarbeitung derjenigen 
Beschlüsse mitzuwirken, die nicht aus- 
schließlich die sechs Mitglieder der Euro- 
päischen Verteidigungsgemeinschaft betref- 
fen, um diesen Beschlüssen gegebenenfalls 
beitreten zu können. In derartigen Fallen 
werden die Beschlüsse im Einvernehmen 
zwischen dem betreffenden Staat und der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
gefaßt, deren Mitglieder gemäß dem inter- 
nen Verfahren bei der Gemeinschaft ihre 
Stellungnahme gemeinsam festlegen. 

(ii) Die Signatarstaaten sind in der Ver- 
sammlung der Europäischen Verteidigungs- 
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gemeinschaft vertreten. Ihre Delegierten 
haben das Recht, an der Annahme der- 
jenigen Beschlüsse teilzunehmen, die nicht 
ausschließlich die sechs Mitgliedstaatcn der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
betreffen. 

3. Ist der Ansicht, daß auf diese Weise 
durch eine ständige Assoziierung der Streit- 
kräfte der Eur£>päischen Verteidigungs- 
gemeinschaft mit den Kontingenten Groß- 
britanniens und anderer europäischer Staaten 


eine erweiterte europäische Armee geschaffen 
werden kann, die im Rahmen der Organi- 
sation des Nordatlantikpakts gemeinsam 
operiert. 

4. Ersucht dringend die an der Euro- 
päischen Verteidigungsgemeinschaft teilneh- 
menden Regierungen, möglichst bald allen In 
Frage kommenden Regierungen eine derar- 
tige Form der Assoziierung mit der Euro- 
päischen Verteidigungsgemeinschaft . vorzu- 
schlagen. 


Anlage VIII 


Entschließung 14’^ 

über das beste Verfahren zur Ausarbeitung des Statuts der Europäischen Politisdien 

Gemeinschaft 


Die Versammlung, 

In der Erwägung, daß es mehrere Regie- 
rungen und Parlamente für notwendig er- 
achtet haben, daß gleichzeitig mit der Schaf- 
fung der Europäisdien Verteidigungsgemein- 
schaft die Bildung einer übernationalen Poli- 
tischen Behörde erfolgen sollte; 

In der Erwägung, daß es von großem Vor- 
teil sein würde, wenn innerhalb der nächsten 
Monate, ohne das Inkrafttreten des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen Ver- 
teidigungsgemeinschaft abzuwarten, die 
Grundlagen, auf denen diese Behörde gestellt 
werden soll, sowie deren Machtbefugnisse de- 
finiert würden; 

Unter der Bekräftigung ihrer Überzeu- 
gung, daß jede Initiative zur Schaffung der 
Einheit Europas die Zustimmung möglldist 
vieler europäischer Staaten erhalten müßte; 

In der Erwägung, daß es daher erforderlich 
ist, Im Geiste des vom Außenminister Groß- 
britanniens gemachten Vorschlags, nach wel- 
chem allen den Staaten, die nicht In vollem 
Umfange an den Institutionen dieser Behörde 
teilnehmen können, die Möglichkeit zu einer 

Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
wänrend ihrer neunten Sitzung am 30. Mai 1952 an- 
genommen (vergl. Dok. 6 und 27, Berichte der Kom- 
mission für Allgemeine Angelegenheiten). 


engen Assoziierung und gegebenenfalls zu 
Ihrem jederzeitigen späteren Beitritt offen zu 
halten; 

In der Erwägung, daß die Versammlung 
der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
auf Grund von Artikel 33 des Vertrags über 
die Gründung der Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft mit der Versammlung für 
die Kohle- und Stahlgemeinschaft identisch 
Ist; 

1. Ist der Auffassung, daß diejenigen Be- 
stimmungen des Vertrages über die Euro- 
päische Verteidigungsgemeinschaft, welche 
sich auf die Festlegung der künftigen politi- 
schen Struktur Europas beziehen, in ein Son- 
derabkommen aufgenommen werden sollten, 
das vom Vertrag getrennt ist, jedoch sofort 
in Kraft treten könnte. 

2. Ersucht die Regierungen der Teilneh- 
merstaaten an der Europäischen Verteldi- 
gungsgemeinsdiaft, die obigen Vorschläge 
durch die schnellmögliche Annahme der 
nachstehend vorgeschlagenen Verfahren so- 
fort zu verwirklichen. 

Schlägt vor, daß die beteiligten Regierun- 
gen auf Grund der Bestimmungen des Son- 
derabkommens 

— entweder die im Vertrage über die 
Gründung der Kohle- und Stahlgemeinschaft 
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vorgesehene Versammlung nach deren 
Gründung, 

— oder die Versammlung des Europarates, 
die hinsichtlidi der Verteilung der Sitze 
der Versammlung der Europäischen Vertei- 
digungsgemeinschaft in beschränkter Mitglie- 
derzahl tagt, beauftragt, 

den Entwurf eines Statuts einer übernatio- 
nalen Politischen Gemeinschaft auszuarbeiten, 
der alle Mitgliedstaaten des Europarates bei- 
treten könnten, und welche denjenigen Staa- 
ten die Möglichkeit einer Assoziierung bieten 
würde, die nicht Vollmitglieder dieser Poli- 
tischen Gemeinschaft sind. 

Beauftragt den Ständigen Ausschuß — im 
Palle, daß die Sechs Regierungen ihre Zustim- 
mung zu dem zweiten Vorschlag erteilen — 
die Bildung der im obigen Absatz vorgesehe- 
nen engeren Versammlung in Angriff zu 
nehmen. 

3. Ersucht darum, daß zur Durchführung 
dieser Aufgaben im Rahmen des Europa- 
rates: 


(a) diejenigen Mitgliedstaaten des Europa- 
rates, welche nicht an der Europäischen Ver- 
teidigungsgemeinsdiaft teilnehmen, sich 
jedoch zum Beitritt zu einer derartigen Poli- 
tischen Gemeinschaft bereit erklären, vollbe- 
rechtigt an den Arbeiten teilnehmen. 

(b) die Vertreter derjenigen Länder, welche 
sich der Politischen Gemeinsdiaft zu asso- 
ziieren wünschen, eingeladen werden, sich an 
den Arbeiten als Beobachter zu beteiligen. 

4. Ersucht darum, den auf diese Weise aus- 
gearbeiteten Wortlaut des Statuts der Poli- 
tischen Gemeinschaft den Regierungen und 
den nationalen Parlamenten der Teilnehmer- 
länder sowie den in § 3 (b) oben erwähnten 
anderen Mitgliedstaaten des Europarats zuzu- 
leiten. 

5. Ersucht den Europarat um einen raschen 
Abschluß der Prüfung der britischen Vor- 
schläge zur Schaffung organischer Verbindun- 
gen zwischen den Gemeinschaften und dem 
Europarat. 
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